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Geltendes Recht Änderungen durch Referentenentwurf 

 Referentenentwurf des Bundes-
ministeriums für Verkehr und 
des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucher-

schutz  

 Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung der Vollstreckung 
von Fahrverboten und Entzie-
hungen der Fahrerlaubnis bei 
Inhabern ausländischer EU- 

und EWR-Führerscheine ohne 
ordentlichen Wohnsitz im In-

land 

 Vom… 

 Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

 Artikel 1 

Strafgesetzbuch Änderung des Strafgesetzbu-
ches 

(StGB) 
Vom 13. November 1998 (BGBl. 
I S. 3322), das zuletzt durch Ar-

tikel 1 des Gesetzes vom 26. 
Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 203) 

geändert worden ist. 

(StGB) 
Das Strafgesetzbuch in der 

Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. November 1998 (BGBl. 
I S. 3322), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 Absatz 2 des Gesetzes 
vom 7. November 2024 (BGBI. 

2024 I Nr. 351) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
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§ 44 § 44 

Fahrverbot Fahrverbot 

(1) Wird jemand wegen einer Straftat 
zu einer Freiheitsstrafe oder einer Geld-
strafe verurteilt, so kann ihm das Gericht 
für die Dauer von einem Monat bis zu 
sechs Monaten verbieten, im Straßenver-
kehr Kraftfahrzeuge jeder oder einer be-
stimmten Art zu führen. Auch wenn die 
Straftat nicht bei oder im Zusammenhang 
mit dem Führen eines Kraftfahrzeugs oder 
unter Verletzung der Pflichten eines Kraft-
fahrzeugführers begangen wurde, kommt 
die Anordnung eines Fahrverbots nament-
lich in Betracht, wenn sie zur Einwirkung 
auf den Täter oder zur Verteidigung der 
Rechtsordnung erforderlich erscheint oder 
hierdurch die Verhängung einer Freiheits-
strafe oder deren Vollstreckung vermieden 
werden kann. Ein Fahrverbot ist in der Re-
gel anzuordnen, wenn in den Fällen einer 
Verurteilung nach § 315c Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a, Abs. 3 oder § 316 die Entzie-
hung der Fahrerlaubnis nach § 69 unter-
bleibt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Fahrverbot wird wirksam, 
wenn der Führerschein nach Rechtskraft 
des Urteils in amtliche Verwahrung gelangt, 
spätestens jedoch mit Ablauf von einem 
Monat seit Eintritt der Rechtskraft. Für 
seine Dauer werden von einer deutschen 
Behörde ausgestellte nationale und inter-
nationale Führerscheine amtlich verwahrt. 
Dies gilt auch, wenn der Führerschein von 
einer Behörde eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt 
worden ist, sofern der Inhaber seinen or-
dentlichen Wohnsitz im Inland hat. In ande-
ren ausländischen Führerscheinen wird 
das Fahrverbot vermerkt. 

(2) Das Fahrverbot wird wirksam, 
wenn der Führerschein nach Rechtskraft 
des Urteils in amtliche Verwahrung gelangt 
oder das Fahrverbot im Inland im Füh-
rerschein vermerkt ist, spätestens jedoch 
einen Monat nach Eintritt der Rechtskraft. 
Für seine Dauer werden von einer deut-
schen Behörde ausgestellte nationale und 
internationale Führerscheine amtlich ver-
wahrt. Dies gilt auch, wenn der Führer-
schein von einer Behörde eines Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ausgestellt worden ist, sofern der Inhaber 
seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland 
hat. In einem ausländischen Führer-
schein, der weder von einem Mitglied-
staat der Europäischen Union noch von 
einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ausgestellt wurde, wird das 
Fahrverbot vermerkt. 
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(3) Ist ein Führerschein amtlich zu 
verwahren oder das Fahrverbot in einem 
ausländischen Führerschein zu vermerken, 
so wird die Verbotsfrist erst von dem Tage 
an gerechnet, an dem dies geschieht. In 
die Verbotsfrist wird die Zeit nicht einge-
rechnet, in welcher der Täter auf behördli-
che Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist. 

(3) Ist ein Führerschein amtlich zu 
verwahren oder das Fahrverbot in einem 
ausländischen Führerschein nach Absatz 
2 Satz 4 zu vermerken, so wird die Ver-
botsfrist erst von dem Tag an gerechnet, 
an dem dies geschieht. In den übrigen 
Fällen wird die Verbotsfrist ab dem Tag 
des Eintritts der Wirksamkeit des Fahr-
verbots gerechnet. In die Verbotsfrist wird 
die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der 
Täter auf behördliche Anordnung in einer 
Anstalt verwahrt worden ist.  

(4) Werden gegen den Täter mehrere 
Fahrverbote rechtskräftig verhängt, so sind 
die Verbotsfristen nacheinander zu berech-
nen. Die Verbotsfrist auf Grund des früher 
wirksam gewordenen Fahrverbots läuft zu-
erst. Werden Fahrverbote gleichzeitig wirk-
sam, so läuft die Verbotsfrist auf Grund des 
früher angeordneten Fahrverbots zuerst, 
bei gleichzeitiger Anordnung ist die frühere 
Tat maßgebend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 69b § 69b 

Wirkung der Entziehung bei einer aus-
ländischen Fahrerlaubnis 

Wirkung der Entziehung bei einer aus-
ländischen Fahrerlaubnis 

(1) Darf der Täter auf Grund einer im 
Ausland erteilten Fahrerlaubnis im Inland 
Kraftfahrzeuge führen, ohne daß ihm von 
einer deutschen Behörde eine Fahrerlaub-
nis erteilt worden ist, so hat die Entziehung 
der Fahrerlaubnis die Wirkung einer Aber-
kennung des Rechts, von der Fahrerlaub-
nis im Inland Gebrauch zu machen. Mit der 
Rechtskraft der Entscheidung erlischt das 
Recht zum Führen von Kraftfahrzeugen im 
Inland. Während der Sperre darf weder das 
Recht, von der ausländischen Fahrerlaub-
nis wieder Gebrauch zu machen, noch eine 
inländische Fahrerlaubnis erteilt werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Ist der ausländische Führerschein 
von einer Behörde eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ausge-
stellt worden und hat der Inhaber seinen 
ordentlichen Wohnsitz im Inland, so wird 
der Führerschein im Urteil eingezogen und 
an die ausstellende Behörde zurückge-
sandt. In anderen Fällen werden die Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis und die Sperre 
in den ausländischen Führerscheinen ver-
merkt. 

(2) Ist der ausländische Führerschein 
von einer Behörde eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ausge-
stellt worden und hat der Inhaber seinen 
ordentlichen Wohnsitz im Inland, so wird 
der Führerschein im Urteil eingezogen und 
an die ausstellende Behörde zurückge-
sandt. In einem ausländischen Führer-
schein, der weder von einem Mitglied-
staat der Europäischen Union noch von 
einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ausgestellt wurde, werden 
die Entziehung der Fahrerlaubnis und die 
Sperre vermerkt. 
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 Artikel 2 

Straßenverkehrsgesetz Änderung des Straßenver-
kehrsgesetzes 

(StVG) 
Vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 

310, 919), das zuletzt durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 21. 
November 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 315) geändert worden ist.  

(StVG) 
Das Straßenverkehrsgesetz in 
der Fassung der Bekanntma-

chung vom 5. März 2003 (BGBl. 
I S. 310, 919), das zuletzt durch 
Artikel 70 des Gesetzes vom 23. 
Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
323) geändert worden ist, wird 

wie folgt geändert:  

§ 3 § 3 

Entziehung der Fahrerlaubnis Entziehung der Fahrerlaubnis 

(1) Erweist sich jemand als ungeeig-
net oder nicht befähigt zum Führen von 
Kraftfahrzeugen, so hat ihm die Fahrer-
laubnisbehörde die Fahrerlaubnis zu ent-
ziehen. Bei einer ausländischen Fahrer-
laubnis hat die Entziehung - auch wenn sie 
nach anderen Vorschriften erfolgt - die Wir-
kung einer Aberkennung des Rechts, von 
der Fahrerlaubnis im Inland Gebrauch zu 
machen. § 2 Abs. 7 und 8 gilt entspre-
chend. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Mit der Entziehung erlischt die 
Fahrerlaubnis. Bei einer ausländischen 
Fahrerlaubnis erlischt das Recht zum Füh-
ren von Kraftfahrzeugen im Inland. Nach 
der Entziehung ist der Führerschein der 
Fahrerlaubnisbehörde abzuliefern oder zur 
Eintragung der Entscheidung vorzulegen. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch, wenn die 
Fahrerlaubnisbehörde die Fahrerlaubnis 
auf Grund anderer Vorschriften entzieht. 

(2) Mit der Entziehung erlischt die 
Fahrerlaubnis. Bei einer ausländischen 
Fahrerlaubnis erlischt das Recht zum Füh-
ren von Kraftfahrzeugen im Inland. Nach 
der Entziehung ist der Führerschein der 
Fahrerlaubnisbehörde abzuliefern oder zur 
Eintragung der Entscheidung vorzulegen. 
Satz 3 gilt nicht, sofern es sich um einen 
Führerschein handelt, der in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum ausgestellt 
wurde und dessen Inhaber seinen or-
dentlichen Wohnsitz nicht im Inland hat. 
Die Sätze 1 bis 4 gelten auch, wenn die 
Fahrerlaubnisbehörde die Fahrerlaubnis 
auf Grund anderer Vorschriften entzieht. 

(3) Solange gegen den Inhaber der 
Fahrerlaubnis ein Strafverfahren anhängig 
ist, in dem die Entziehung der Fahrerlaub-
nis nach § 69 des Strafgesetzbuchs in Be-
tracht kommt, darf die Fahrerlaubnisbe-
hörde den Sachverhalt, der Gegenstand 
des Strafverfahrens ist, in einem Entzie-
hungsverfahren nicht berücksichtigen. Dies 
gilt nicht, wenn die Fahrerlaubnis von einer 
Dienststelle der Bundeswehr, der Bundes-
polizei oder der Polizei für Dienstfahrzeuge 
erteilt worden ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Will die Fahrerlaubnisbehörde in 
einem Entziehungsverfahren einen Sach-
verhalt berücksichtigen, der Gegenstand 
der Urteilsfindung in einem Strafverfahren 
gegen den Inhaber der Fahrerlaubnis ge-
wesen ist, so kann sie zu dessen Nachteil 
vom Inhalt des Urteils insoweit nicht abwei-
chen, als es sich auf die Feststellung des 
Sachverhalts oder die Beurteilung der 
Schuldfrage oder der Eignung zum Führen 
von Kraftfahrzeugen bezieht. Der Strafbe-
fehl und die gerichtliche Entscheidung, 
durch welche die Eröffnung des Hauptver-
fahrens oder der Antrag auf Erlass eines 
Strafbefehls abgelehnt wird, stehen einem 
Urteil gleich; dies gilt auch für Bußgeldent-
scheidungen, soweit sie sich auf die Fest-
stellung des Sachverhalts und die Beurtei-
lung der Schuldfrage beziehen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Die Fahrerlaubnisbehörde darf der 
Polizei die verwaltungsbehördliche oder 
gerichtliche Entziehung der Fahrerlaubnis 
oder das Bestehen eines Fahrverbots über-
mitteln, soweit dies im Einzelfall für die poli-
zeiliche Überwachung im Straßenverkehr 
erforderlich ist. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Für die Erteilung des Rechts, nach 
vorangegangener Entziehung oder voran-
gegangenem Verzicht von einer ausländi-
schen Fahrerlaubnis im Inland wieder Ge-
brauch zu machen, an Personen mit or-
dentlichem Wohnsitz im Ausland gelten die 
Vorschriften über die Neuerteilung einer 
Fahrerlaubnis nach vorangegangener Ent-
ziehung oder vorangegangenem Verzicht 
entsprechend. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Durch Rechtsverordnung auf 
Grund des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
können Fristen und Voraussetzungen  

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. für die Erteilung einer neuen Fahrer-
laubnis nach vorangegangener Entzie-
hung oder nach vorangegangenem 
Verzicht oder 

 

2. für die Erteilung des Rechts, nach vo-
rangegangener Entziehung oder vo-
rangegangenem Verzicht von einer 
ausländischen Fahrerlaubnis im Inland 
wieder Gebrauch zu machen, an Per-
sonen mit ordentlichem Wohnsitz im 
Ausland 

 

bestimmt werden.  



 - 4 -  

Geltendes Recht Änderungen durch Gesetzentwurf 

§ 4 § 4 

Fahreignungs-Bewertungssystem Fahreignungs-Bewertungssystem 

(1) Zum Schutz vor Gefahren, die von 
Inhabern einer Fahrerlaubnis ausgehen, 
die wiederholt gegen die die Sicherheit des 
Straßenverkehrs betreffenden straßenver-
kehrsrechtlichen oder gefahrgutbeförde-
rungsrechtlichen Vorschriften verstoßen, 
hat die nach Landesrecht zuständige Be-
hörde die in Absatz 5 genannten Maßnah-
men (Fahreignungs-Bewertungssystem) zu 
ergreifen. Den in Satz 1 genannten Vor-
schriften stehen jeweils Vorschriften gleich, 
die dem Schutz  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. von Maßnahmen zur Rettung aus Ge-
fahren für Leib und Leben von Men-
schen oder 

 

2. zivilrechtlicher Ansprüche Unfallbetei-
ligter 

 

dienen. Das Fahreignungs-Bewertungssys-
tem ist nicht anzuwenden, wenn sich die 
Notwendigkeit früherer oder anderer die 
Fahreignung betreffender Maßnahmen 
nach den Vorschriften über die Entziehung 
der Fahrerlaubnis nach § 3 Absatz 1 oder 
einer auf Grund § 6 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 erlassenen Rechtsverordnung ergibt. 
Das Fahreignungs-Bewertungssystem und 
die Regelungen über die Fahrerlaubnis auf 
Probe sind nebeneinander anzuwenden. 

 

(2) Für die Anwendung des Fahreig-
nungs-Bewertungssystems sind die in einer 
Rechtsverordnung nach § 6 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 4 Buchstabe b bezeichneten 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten maß-
geblich. Sie werden nach Maßgabe der in 
Satz 1 genannten Rechtsverordnung wie 
folgt bewertet:  

(2) u n v e r ä n d e r t  
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1. Straftaten mit Bezug auf die Verkehrs-
sicherheit oder gleichgestellte Strafta-
ten, sofern in der Entscheidung über 
die Straftat die Entziehung der Fahrer-
laubnis nach den §§ 69 und 69b des 
Strafgesetzbuches oder eine Sperre 
nach § 69a Absatz 1 Satz 3 des Straf-
gesetzbuches angeordnet worden ist, 
mit drei Punkten, 

 

2. Straftaten mit Bezug auf die Verkehrs-
sicherheit oder gleichgestellte Strafta-
ten, sofern sie nicht von Nummer 1 er-
fasst sind, und besonders verkehrssi-
cherheitsbeeinträchtigende oder 
gleichgestellte Ordnungswidrigkeiten 
jeweils mit zwei Punkten und 

 

3. verkehrssicherheitsbeeinträchtigende 
oder gleichgestellte Ordnungswidrig-
keiten mit einem Punkt. 

 

Punkte ergeben sich mit der Begehung der 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit, sofern sie 
rechtskräftig geahndet wird. Soweit in Ent-
scheidungen über Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten auf Tateinheit entschie-
den worden ist, wird nur die Zuwiderhand-
lung mit der höchsten Punktzahl berück-
sichtigt. 

 

(3) Wird eine Fahrerlaubnis erteilt, 
dürfen Punkte für vor der Erteilung rechts-
kräftig gewordene Entscheidungen über 
Zuwiderhandlungen nicht mehr berücksich-
tigt werden. Diese Punkte werden gelöscht. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die Fahrerlaubnis entzogen,  

2. eine Sperre nach § 69a Absatz 1 Satz 
3 des Strafgesetzbuches angeordnet 
oder 

 

3. auf die Fahrerlaubnis verzichtet  

worden ist und die Fahrerlaubnis danach 
neu erteilt wird. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht bei  

 

1. Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 
2a Absatz 3, 

 

2. Verlängerung einer Fahrerlaubnis,  
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3. Erteilung nach Erlöschen einer befris-
tet erteilten Fahrerlaubnis, 

 

4. Erweiterung einer Fahrerlaubnis oder  

5. vereinfachter Erteilung einer Fahrer-
laubnis an Inhaber einer Dienstfahrer-
laubnis oder Inhaber einer ausländi-
schen Fahrerlaubnis. 

 

(4) Inhaber einer Fahrerlaubnis mit ei-
nem Punktestand von einem Punkt bis zu 
drei Punkten sind mit der Speicherung der 
zugrunde liegenden Entscheidungen nach 
§ 28 Absatz 3 Nummer 1 oder 3 Buchstabe 
a oder c für die Zwecke des Fahreignungs-
Bewertungssystems vorgemerkt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde hat gegenüber den Inhabern einer 
Fahrerlaubnis folgende Maßnahmen stu-
fenweise zu ergreifen, sobald sich in der 
Summe folgende Punktestände ergeben:  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. Ergeben sich vier oder fünf Punkte, ist 
der Inhaber einer Fahrerlaubnis beim 
Erreichen eines dieser Punktestände 
schriftlich zu ermahnen; 

 

2. ergeben sich sechs oder sieben 
Punkte, ist der Inhaber einer Fahrer-
laubnis beim Erreichen eines dieser 
Punktestände schriftlich zu verwarnen; 

 

3. ergeben sich acht oder mehr Punkte, 
gilt der Inhaber einer Fahrerlaubnis als 
ungeeignet zum Führen von Kraftfahr-
zeugen und die Fahrerlaubnis ist zu 
entziehen. 
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Die Ermahnung nach Satz 1 Nummer 1 
und die Verwarnung nach Satz 1 Nummer 
2 enthalten daneben den Hinweis, dass ein 
Fahreignungsseminar nach § 4a freiwillig 
besucht werden kann, um das Verkehrs-
verhalten zu verbessern; im Fall der Ver-
warnung erfolgt zusätzlich der Hinweis, 
dass hierfür kein Punktabzug gewährt wird. 
In der Verwarnung nach Satz 1 Nummer 2 
ist darüber zu unterrichten, dass bei Errei-
chen von acht Punkten die Fahrerlaubnis 
entzogen wird. Die nach Landesrecht zu-
ständige Behörde ist bei den Maßnahmen 
nach Satz 1 an die rechtskräftige Entschei-
dung über die Straftat oder die Ordnungs-
widrigkeit gebunden. Sie hat für das Ergrei-
fen der Maßnahmen nach Satz 1 auf den 
Punktestand abzustellen, der sich zum 
Zeitpunkt der Begehung der letzten zur Er-
greifung der Maßnahme führenden Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit ergeben hat. Bei 
der Berechnung des Punktestandes wer-
den Zuwiderhandlungen  

 

1. unabhängig davon berücksichtigt, ob 
nach deren Begehung bereits Maßnah-
men ergriffen worden sind, 

 

2. nur dann berücksichtigt, wenn deren 
Tilgungsfrist zu dem in Satz 5 genann-
ten Zeitpunkt noch nicht abgelaufen 
war. 

 

Spätere Verringerungen des Punktestan-
des auf Grund von Tilgungen bleiben unbe-
rücksichtigt. 

 

(6) Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde darf eine Maßnahme nach Absatz 
5 Satz 1 Nummer 2 oder 3 erst ergreifen, 
wenn die Maßnahme der jeweils davor lie-
genden Stufe nach Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 oder 2 bereits ergriffen worden ist. 
Sofern die Maßnahme der davor liegenden 
Stufe noch nicht ergriffen worden ist, ist 
diese zu ergreifen. Im Fall des Satzes 2 
verringert sich der Punktestand mit Wir-
kung vom Tag des Ausstellens der ergriffe-
nen  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. Ermahnung auf fünf Punkte,  

2. Verwarnung auf sieben Punkte,  
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wenn der Punktestand zu diesem Zeitpunkt 
nicht bereits durch Tilgungen oder Punkt-
abzüge niedriger ist. Punkte für Zuwider-
handlungen, die vor der Verringerung nach 
Satz 3 begangen worden sind und von de-
nen die nach Landesrecht zuständige Be-
hörde erst nach der Verringerung Kenntnis 
erhält, erhöhen den sich nach Satz 3 erge-
benden Punktestand. Späteren Tilgungen 
oder Punktabzügen wird der sich nach An-
wendung der Sätze 3 und 4 ergebende 
Punktestand zugrunde gelegt. 

 

(7) Nehmen Inhaber einer Fahrerlaub-
nis freiwillig an einem Fahreignungssemi-
nar teil und legen sie hierüber der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde inner-
halb von zwei Wochen nach Beendigung 
des Seminars eine Teilnahmebescheini-
gung vor, wird ihnen bei einem Punkte-
stand von ein bis fünf Punkten ein Punkt 
abgezogen; maßgeblich ist der Punkte-
stand zum Zeitpunkt der Ausstellung der 
Teilnahmebescheinigung. Der Besuch ei-
nes Fahreignungsseminars führt jeweils 
nur einmal innerhalb von fünf Jahren zu ei-
nem Punktabzug. Für den zu verringernden 
Punktestand und die Berechnung der Fünf-
jahresfrist ist jeweils das Ausstellungsda-
tum der Teilnahmebescheinigung maßgeb-
lich. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Zur Vorbereitung der Maßnahmen 
nach Absatz 5 hat das Kraftfahrt-Bundes-
amt bei Erreichen der jeweiligen Punkte-
stände nach Absatz 5, auch in Verbindung 
mit den Absätzen 6 und 7, der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde die vorhan-
denen Eintragungen aus dem Fahreig-
nungsregister zu übermitteln. Unabhängig 
von Satz 1 hat das Kraftfahrt-Bundesamt 
bei jeder Entscheidung, die wegen einer 
Zuwiderhandlung nach  

(8) u n v e r ä n d e r t  

1. § 315c Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe 
a des Strafgesetzbuches, 

 

2. den §§ 316 oder 323a des Strafgesetz-
buches oder 

 

3. den §§ 24a oder 24c  
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ergangen ist, der nach Landesrecht zustän-
digen Behörde die vorhandenen Eintragun-
gen aus dem Fahreignungsregister zu 
übermitteln. 

 

(9) Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen die Entziehung nach Absatz 5 
Satz 1 Nummer 3 haben keine aufschie-
bende Wirkung. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Ist die Fahrerlaubnis nach Absatz 
5 Satz 1 Nummer 3 entzogen worden, darf 
eine neue Fahrerlaubnis frühestens sechs 
Monate nach Wirksamkeit der Entziehung 
erteilt werden. Das gilt auch bei einem Ver-
zicht auf die Fahrerlaubnis, wenn zum Zeit-
punkt der Wirksamkeit des Verzichtes min-
destens zwei Entscheidungen nach § 28 
Absatz 3 Nummer 1 oder 3 Buchstabe a o-
der c gespeichert waren. Die Frist nach 
Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, be-
ginnt mit der Ablieferung des Führer-
scheins nach § 3 Absatz 2 Satz 3 in Ver-
bindung mit dessen Satz 4. In den Fällen 
des Satzes 1, auch in Verbindung mit Satz 
2, hat die nach Landesrecht zuständige Be-
hörde unbeschadet der Erfüllung der sons-
tigen Voraussetzungen für die Erteilung der 
Fahrerlaubnis zum Nachweis, dass die Eig-
nung zum Führen von Kraftfahrzeugen wie-
derhergestellt ist, in der Regel die Beibrin-
gung eines Gutachtens einer amtlich aner-
kannten Begutachtungsstelle für Fahreig-
nung anzuordnen. 

(10) Ist die Fahrerlaubnis nach Absatz 
5 Satz 1 Nummer 3 entzogen worden, darf 
eine neue Fahrerlaubnis frühestens sechs 
Monate nach Wirksamkeit der Entziehung 
erteilt werden. Das gilt auch bei einem Ver-
zicht auf die Fahrerlaubnis, wenn zum Zeit-
punkt der Wirksamkeit des Verzichtes min-
destens zwei Entscheidungen nach § 28 
Absatz 3 Nummer 1 oder 3 Buchstabe a o-
der c gespeichert waren. Im Falle des Sat-
zes 1, auch in Verbindung mit Satz 2, be-
ginnt die Frist 

 1. in den Fällen, in denen der Führer-
schein der Fahrerlaubnisbehörde 
abzuliefern oder zur Eintragung der 
Entscheidung vorzulegen ist, mit 
der Ablieferung oder Vorlage des 
Führerscheins nach § 3 Absatz 2 
Satz 3, auch in Verbindung mit Satz 
5, 

 2. in den Fällen, in denen der Führer-
schein weder abzuliefern noch zur 
Eintragung der Entscheidung vorzu-
legen ist, mit Wirksamkeit der Ent-
ziehung nach Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 3. 
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 In den Fällen des Satzes 1, auch in Verbin-
dung mit Satz 2, hat die nach Landesrecht 
zuständige Behörde unbeschadet der Erfül-
lung der sonstigen Voraussetzungen für die 
Erteilung der Fahrerlaubnis zum Nachweis, 
dass die Eignung zum Führen von Kraft-
fahrzeugen wiederhergestellt ist, in der Re-
gel die Beibringung eines Gutachtens einer 
amtlich anerkannten Begutachtungsstelle 
für Fahreignung anzuordnen. 

§ 25 § 25 

Fahrverbot Fahrverbot 

(1) Wird gegen die betroffene Person 
wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 24 
Absatz 1, die sie unter grober oder beharrli-
cher Verletzung der Pflichten eines Kraft-
fahrzeugführers begangen hat, eine Geld-
buße festgesetzt, so kann ihr die Verwal-
tungsbehörde oder das Gericht in der Buß-
geldentscheidung für die Dauer von einem 
Monat bis zu drei Monaten verbieten, im 
Straßenverkehr Kraftfahrzeuge jeder oder 
einer bestimmten Art zu führen. Wird ge-
gen die betroffene Person wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 24a eine Geld-
buße festgesetzt, so ist in der Regel auch 
ein Fahrverbot anzuordnen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Fahrverbot wird mit der 
Rechtskraft der Bußgeldentscheidung wirk-
sam. Für seine Dauer werden von einer 
deutschen Behörde ausgestellte nationale 
und internationale Führerscheine amtlich 
verwahrt. Dies gilt auch, wenn der Führer-
schein von einer Behörde eines Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ausgestellt worden ist, sofern der Inhaber 
seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland 
hat. Wird er nicht freiwillig herausgegeben, 
so ist er zu beschlagnahmen. 

(2) Das Fahrverbot wird wirksam, 
wenn der Führerschein nach Rechtskraft 
der Bußgeldentscheidung in amtliche 
Verwahrung gelangt oder das Fahrver-
bot im Inland in ihm vermerkt ist, spätes-
tens jedoch einen Monat nach Eintritt 
der Rechtskraft der Bußgeldentschei-
dung. 
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(2a) Ist in den zwei Jahren vor 
der Ordnungswidrigkeit ein Fahrverbot ge-
gen die betroffene Person nicht verhängt 
worden und wird auch bis zur Bußgeldent-
scheidung ein Fahrverbot nicht verhängt, 
so bestimmt die Verwaltungsbehörde oder 
das Gericht abweichend von Absatz 2 Satz 
1, dass das Fahrverbot erst wirksam wird, 
wenn der Führerschein nach Rechtskraft 
der Bußgeldentscheidung in amtliche Ver-
wahrung gelangt, spätestens jedoch mit 
Ablauf von vier Monaten seit Eintritt der 
Rechtskraft. 

(2a) Für die Dauer des Fahrver-
bots werden von einer deutschen Be-
hörde ausgestellte nationale und inter-
nationale Führerscheine amtlich ver-
wahrt. Dies gilt auch, wenn der Führer-
schein von einer Behörde eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union o-
der eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum ausgestellt wurde, so-
fern der Inhaber seinen ordentlichen 
Wohnsitz im Inland hat. In einem auslän-
dischen Führerschein, der weder von ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union noch von einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ausge-
stellt wurde, wird das Fahrverbot ver-
merkt. Wird der Führerschein für die Zwe-
cke der amtlichen Verwahrung oder der 
Eintragung des Vermerks nicht freiwillig 
herausgegeben, so ist er zu beschlag-
nahmen. 

(2b) Werden gegen die be-
troffene Person mehrere Fahrverbote 
rechtskräftig verhängt, so sind die Verbots-
fristen nacheinander zu berechnen. Die 
Verbotsfrist auf Grund des früher wirksam 
gewordenen Fahrverbots läuft zuerst. Wer-
den Fahrverbote gleichzeitig wirksam, so 
läuft die Verbotsfrist auf Grund des früher 
angeordneten Fahrverbots zuerst, bei 
gleichzeitiger Anordnung ist die frühere Tat 
maßgebend. 

(3)  Ist in den zwei Jahren vor 
Begehen der Ordnungswidrigkeit nicht 
die Rechtskraft einer Entscheidung über 
ein gegen die betroffene Person verhäng-
tes Fahrverbot eingetreten und tritt 
diese bis zur Entscheidung nach Absatz 
1 auch nicht ein, so hat die Verwaltungs-
behörde oder das Gericht, 

 1. wenn der Führerschein amtlich 
zu verwahren oder das Fahrverbot auf 
dem Führerschein zu vermerken ist, zu 
bestimmen, dass abweichend von der in 
Absatz 2 genannten Frist von einem Mo-
nat nach Eintritt der Rechtskraft der 
Bußgeldentscheidung das Fahrverbot 
spätestens vier Monate nach Eintritt der 
Rechtskraft der Bußgeldentscheidung 
wirksam wird, 

 2. in den in Nummer 1 nicht ge-
nannten Fällen abweichend von Absatz 
2, 
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 a) wenn der Betroffene in einer 
schriftlichen oder elektronischen Erklä-
rung einen Zeitpunkt abstrakt nach Ta-
gen, Wochen oder Monaten nach Eintritt 
der Rechtskraft der Bußgeldentschei-
dung für den Beginn der Wirksamkeit 
des Fahrverbotes benannt hat, der in-
nerhalb eines Zeitraums von einem bis 
vier Monaten nach Eintritt der Rechts-
kraft der Bußgeldentscheidung liegt, 
diesen Zeitpunkt für den Beginn der 
Wirksamkeit des Fahr-verbotes festzule-
gen oder 

 b) wenn der Betroffene keine Erklä-
rung im Sinne des Buchstaben a abge-
geben hat, zu bestimmen, dass das 
Fahrverbot mit Ablauf von vier Monaten 
nach Eintritt der Rechtskraft der Buß-
geldentscheidung wirksam wird. 

(3) In anderen als in Absatz 2 Satz 3 
genannten ausländischen Führerscheinen 
wird das Fahrverbot vermerkt. Zu diesem 
Zweck kann der Führerschein beschlag-
nahmt werden. 

(4) Werden gegen die betroffene 
Person mehrere Fahrverbote rechtskräf-
tig verhängt, so sind die Verbotsfristen 
nacheinander zu berechnen. Die Ver-
botsfrist auf Grund des früher wirksam 
gewordenen Fahrverbots läuft zuerst. 
Werden Fahrverbote gleichzeitig wirk-
sam, so läuft die Verbotsfrist auf Grund 
des früher angeordneten Fahrverbots 
zuerst, bei gleichzeitiger Anordnung ist 
die frühere Tat maßgebend. 

(4) Wird der Führerschein in den Fäl-
len des Absatzes 2 Satz 4 oder des Absat-
zes 3 Satz 2 bei der betroffenen Person 
nicht vorgefunden, so hat sie auf Antrag 
der Vollstreckungsbehörde (§ 92 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten) bei dem 
Amtsgericht eine eidesstattliche Versiche-
rung über den Verbleib des Führerscheins 
abzugeben. § 883 Abs. 2 und 3 der Zivil-
prozessordnung gilt entsprechend. 

(5) Wird der Führerschein in den Fäl-
len Absatzes 2a Satz 4 bei der betroffenen 
Person nicht vorgefunden, so hat sie auf 
Antrag der Vollstreckungsbehörde (§ 92 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
bei dem Amtsgericht eine eidesstattliche 
Versicherung über den Verbleib des Füh-
rerscheins abzugeben. § 883 Abs. 2 und 3 
der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 
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(5) Ist ein Führerschein amtlich zu 
verwahren oder das Fahrverbot in einem 
ausländischen Führerschein zu vermerken, 
so wird die Verbotsfrist erst von dem Tag 
an gerechnet, an dem dies geschieht. In 
die Verbotsfrist wird die Zeit nicht einge-
rechnet, in welcher der Täter auf behördli-
che Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
wird. 

(6) Ist ein Führerschein amtlich zu 
verwahren oder das Fahrverbot in einem 
ausländischen Führerschein zu vermerken, 
so wird die Verbotsfrist erst von dem Tag 
an gerechnet, an dem dies geschieht. In 
den übrigen Fällen wird die Verbotsfrist 
ab dem Tag des Eintritts der Wirksam-
keit des Fahrverbots gerechnet. In die 
Verbotsfrist wird die Zeit nicht eingerech-
net, in welcher der Täter auf behördliche 
Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird. 

(6) Die Dauer einer vorläufigen Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis (§ 111a der 
Strafprozessordnung) wird auf das Fahr-
verbot angerechnet. Es kann jedoch ange-
ordnet werden, dass die Anrechnung ganz 
oder zum Teil unterbleibt, wenn sie im Hin-
blick auf das Verhalten der betroffenen 
Person nach Begehung der Ordnungswid-
rigkeit nicht gerechtfertigt ist. Der vorläufi-
gen Entziehung der Fahrerlaubnis steht die 
Verwahrung, Sicherstellung oder Beschlag-
nahme des Führerscheins (§ 94 der Straf-
prozessordnung) gleich. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(7) Wird das Fahrverbot nach Absatz 
1 im Strafverfahren angeordnet (§ 82 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten), so 
kann die Rückgabe eines in Verwahrung 
genommenen, sichergestellten oder be-
schlagnahmten Führerscheins aufgescho-
ben werden, wenn die betroffene Person 
nicht widerspricht. In diesem Fall ist die 
Zeit nach dem Urteil unverkürzt auf das 
Fahrverbot anzurechnen. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(8) Über den Zeitpunkt der Wirksam-
keit des Fahrverbots nach Absatz 2 oder 
2a Satz 1 und über den Beginn der Ver-
botsfrist nach Absatz 5 Satz 1 ist die be-
troffene Person bei der Zustellung der Buß-
geldentscheidung oder im Anschluss an 
deren Verkündung zu belehren. 

(9) Über den Zeitpunkt der Wirksam-
keit des Fahrverbots nach Absatz 2 oder 3 
und über den Beginn der Verbotsfrist nach 
Absatz 6 Satz 1 oder 2 ist die betroffene 
Person bei der Zustellung der Bußgeldent-
scheidung oder im Anschluss an deren 
Verkündung zu belehren. 

§ 30 § 30 

Übermittlung Übermittlung 

(1) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die Stellen, die  

(1) u n v e r ä n d e r t  
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1. für die Verfolgung von Straftaten, zur 
Vollstreckung oder zum Vollzug von 
Strafen, 

 

2. für die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten und die Vollstreckung von Buß-
geldbescheiden und ihren Nebenfolgen 
nach diesem Gesetz und dem Gesetz 
über das Fahrpersonal im Straßenver-
kehr oder 

 

3. für Verwaltungsmaßnahmen auf Grund 
dieses Gesetzes oder der auf ihm be-
ruhenden Rechtsvorschriften 

 

zuständig sind, übermittelt werden, soweit 
dies für die Erfüllung der diesen Stellen ob-
liegenden Aufgaben zu den in § 28 Abs. 2 
genannten Zwecken jeweils erforderlich ist. 

 

(2) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die Stellen, die für 
Verwaltungsmaßnahmen auf Grund des 
Gesetzes über die Beförderung gefährli-
cher Güter, des Kraftfahrsachverständigen-
gesetzes, des Fahrlehrergesetzes, des 
Personenbeförderungsgesetzes, der ge-
setzlichen Bestimmungen über die Notfall-
rettung und den Krankentransport, des Gü-
terkraftverkehrsgesetzes einschließlich der 
Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates 
vom 26. März 1992 über den Zugang zum 
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemein-
schaft für Beförderungen aus oder nach ei-
nem Mitgliedstaat oder durch einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 95 
S. 1), des Gesetzes über das Fahrpersonal 
im Straßenverkehr oder der auf Grund die-
ser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften 
zuständig sind, übermittelt werden, soweit 
dies für die Erfüllung der diesen Stellen ob-
liegenden Aufgaben zu den in § 28 Abs. 2 
Nr. 2 und 4 genannten Zwecken jeweils er-
forderlich ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die für Verkehrs- 
und Grenzkontrollen zuständigen Stellen 
übermittelt werden, soweit dies zu dem in § 
28 Abs. 2 Nr. 2 genannten Zweck erforder-
lich ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen außerdem für die Er-
teilung, Verlängerung, Erneuerung, Rück-
nahme oder den Widerruf einer Erlaubnis 
für Luftfahrer oder sonstiges Luftfahrperso-
nal nach den Vorschriften des Luftver-
kehrsgesetzes oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
an die hierfür zuständigen Stellen übermit-
telt werden, soweit dies für die genannten 
Maßnahmen erforderlich ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(4a) Die Eintragungen im Fahr-
eignungsregister dürfen außerdem an die 
hierfür zuständigen Stellen übermittelt wer-
den für die Erteilung, den Entzug oder das 
Anordnen des Ruhens von Befähigungs-
zeugnissen und Erlaubnissen für Kapitäne, 
Schiffsoffiziere oder sonstige Seeleute 
nach den Vorschriften des Seeaufgabenge-
setzes und für Schiffs- und Sportbootführer 
und sonstige Besatzungsmitglieder nach 
dem Seeaufgabengesetz oder dem Bin-
nenschifffahrtsaufgabengesetz oder der 
aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Rechtsvorschriften, soweit dies für die ge-
nannten Maßnahmen erforderlich ist. 

(4a) u n v e r ä n d e r t  

(4b) Die Eintragungen im Fahr-
eignungsregister dürfen außerdem für die 
Erteilung, Aussetzung, Einschränkung und 
Entziehung des Triebfahrzeugführer-
scheins auf Grund des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
an die hierfür zuständigen Stellen übermit-
telt werden, soweit die Eintragungen für die 
dortige Prüfung der Voraussetzungen für 
die Erteilung, Aussetzung, Einschränkung 
und Entziehung des Triebfahrzeugführer-
scheins erforderlich sind. 

(4b) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen für die wissenschaftli-
che Forschung entsprechend § 38 und für 
statistische Zwecke entsprechend § 38a 
übermittelt und verwendet werden. Zur Vor-
bereitung von Rechts- und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrs dürfen die Eintragun-
gen entsprechend § 38b übermittelt und 
verwendet werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Der Empfänger darf die übermittel-
ten Daten nur zu dem Zweck verarbeiten, 
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 
worden sind. Der Empfänger darf die über-
mittelten Daten auch für andere Zwecke 
verarbeiten, soweit sie ihm auch für diese 
Zwecke hätten übermittelt werden dürfen. 
Ist der Empfänger eine nichtöffentliche 
Stelle, hat die übermittelnde Stelle ihn da-
rauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung für an-
dere Zwecke durch nichtöffentliche Stellen 
bedarf der Zustimmung der übermittelnden 
Stelle. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die zuständigen 
Stellen anderer Staaten übermittelt werden, 
soweit dies  

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. für Verwaltungsmaßnahmen auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs, 

 

2. zur Verfolgung von Zuwiderhandlun-
gen gegen Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs oder 

 

3. zur Verfolgung von Straftaten, die im 
Zusammenhang mit dem Straßenver-
kehr oder sonst mit Kraftfahrzeugen, 
Anhängern oder Fahrzeugpapieren, 
Fahrerlaubnissen oder Führerscheinen 
stehen, 

 

erforderlich ist. Der Empfänger ist darauf 
hinzuweisen, dass die übermittelten Daten 
nur zu dem Zweck verarbeitet werden dür-
fen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 
werden. Die Übermittlung unterbleibt, wenn 
durch sie schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person beeinträchtigt würden, 
insbesondere wenn im Empfängerland ein 
angemessener Datenschutzstandard nicht 
gewährleistet ist. 
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(8) Der betroffenen Person wird auf 
Antrag schriftlich über den sie betreffenden 
Inhalt des Fahreignungsregisters und über 
die Anzahl der Punkte unentgeltlich Aus-
kunft erteilt. Der Antragsteller hat dem An-
trag einen Identitätsnachweis beizufügen 
und den Antrag, wenn er schriftlich gestellt 
wird, eigenhändig zu unterschreiben. Die 
Auskunft kann elektronisch erteilt werden, 
wenn der Antrag unter Nutzung des elekt-
ronischen Identitätsnachweises nach § 18 
des Personalausweisgesetzes, nach § 12 
des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes gestellt 
wird. Hinsichtlich der Protokollierung gilt § 
30a Absatz 3 entsprechend. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Übermittlungen von Daten aus 
dem Fahreignungsregister sind nur auf Er-
suchen zulässig, es sei denn, auf Grund 
besonderer Rechtsvorschrift wird bestimmt, 
dass die Registerbehörde bestimmte Daten 
von Amts wegen zu übermitteln hat. Die 
Verantwortung für die Zulässigkeit der 
Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. 
Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen des 
Empfängers, trägt dieser die Verantwor-
tung. In diesem Fall prüft die übermittelnde 
Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen 
im Rahmen der Aufgaben des Empfängers 
liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass 
zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermitt-
lung besteht. Begründet sich der beson-
dere Anlass nach Satz 4 in Zweifeln an der 
Identität einer Person, auf die sich ein Er-
suchen auf Datenübermittlung bezieht, gilt 
§ 28 Absatz 5 Satz 1 bis 3 entsprechend. 

(9) u n v e r ä n d e r t  



 - 18 -  

Geltendes Recht Änderungen durch Gesetzentwurf 

(10) Die Eintragungen über rechtskräf-
tige oder unanfechtbare Entscheidungen 
nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 und 6, 
in denen Inhabern ausländischer Fahrer-
laubnisse die Fahrerlaubnis entzogen oder 
ein Fahrverbot angeordnet wird oder die 
fehlende Berechtigung von der Fahrerlaub-
nis im Inland Gebrauch zu machen festge-
stellt wird, werden vom Kraftfahrt-Bundes-
amt an die zuständigen Stellen der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union über-
mittelt, um ihnen die Einleitung eigener 
Maßnahmen zu ermöglichen. Der Umfang 
der zu übermittelnden Daten wird durch 
Rechtsverordnung bestimmt (§ 30c Absatz 
1 Nummer 3). 

(10) Die Eintragungen über rechtskräf-
tige oder unanfechtbare Entscheidungen 
nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 und 6, 
in denen Inhabern ausländischer Fahrer-
laubnisse die Fahrerlaubnis entzogen oder 
ein Fahrverbot angeordnet wird oder die 
fehlende Berechtigung von der Fahrerlaub-
nis im Inland Gebrauch zu machen festge-
stellt wird, werden vom Kraftfahrt-Bundes-
amt an die zuständigen Stellen der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder 
der Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
übermittelt, um ihnen die Einleitung eigener 
Maßnahmen zu ermöglichen. Der Umfang 
der zu übermittelnden Daten wird durch 
Rechtsverordnung bestimmt (§ 30c Absatz 
1 Nummer 3). 
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 Artikel 3 

Verordnung über die Zulassung 
von Personen zum Straßenver-

kehr 

Änderung der Verordnung über 
die Zulassung von Personen 

zum Straßenverkehr 

(Fahrerlaubnis-Verordnung - 
FeV 2010) 

vom 13. Dezember 2010 (BGBl. 
I S. 1980), die zuletzt durch Arti-
kel 144 der Verordnung vom 27. 
März 2024 (BGBl 2024 I Nr. 109) 

geändert worden ist. 

(Fahrerlaubnis-Verordnung - 
FeV 2010) 

Die Fahrerlaubnis-Verordnung 
vom 13. Dezember 2010 (BGBl. 
I S. 1980), die zuletzt durch Arti-

kel 2 der Verordnung vom 2. 
Oktober 2024 (BGBl 2024 I Nr. 
299) geändert worden ist, wird 

wie folgt geändert:  

§ 47 § 47 

Verfahrensregelungen Verfahrensregelungen 

(1) Nach der Entziehung sind von ei-
ner deutschen Behörde ausgestellte natio-
nale und internationale Führerscheine un-
verzüglich der entscheidenden Behörde 
abzuliefern oder bei Beschränkungen oder 
Auflagen zur Eintragung vorzulegen. Die 
Verpflichtung zur Ablieferung oder Vorlage 
des Führerscheins besteht auch, wenn die 
Entscheidung angefochten worden ist, die 
zuständige Behörde jedoch die sofortige 
Vollziehung ihrer Verfügung angeordnet 
hat. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Nach der Entziehung oder der 
Feststellung der fehlenden Fahrberechti-
gung oder bei Beschränkungen oder Aufla-
gen sind ausländische und im Ausland aus-
gestellte internationale Führerscheine un-
verzüglich der entscheidenden Behörde 
vorzulegen; Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Nach einer Entziehung oder der 
Feststellung der fehlenden Fahrberechti-
gung wird auf dem Führerschein vermerkt, 
dass von der Fahrerlaubnis im Inland kein 
Gebrauch gemacht werden darf. Dies soll 
in der Regel durch die Anbringung eines 
roten, schräg durchgestrichenen „D“ auf ei-
nem dafür geeigneten Feld des Führer-
scheins, im Falle eines EU-Kartenführer-
scheins im Feld 13, und bei internationalen 
Führerscheinen durch Ausfüllung des dafür 
vorgesehenen Vordrucks erfolgen. Im Falle 
von Beschränkungen oder Auflagen wer-
den diese in den Führerschein eingetragen. 
Die entscheidende Behörde teilt die Aber-
kennung der Fahrberechtigung oder die 
Feststellung der fehlenden Fahrberechti-
gung in Deutschland der Behörde, die den 
Führerschein ausgestellt hat, über das 
Kraftfahrt-Bundesamt mit. Erfolgt die Ent-
ziehung durch die erteilende oder eine 
sonstige zuständige ausländische Behörde, 
sind ausländische und im Ausland ausge-
stellte internationale Führerscheine unver-
züglich der Fahrerlaubnisbehörde vorzule-
gen und dort in Verwahrung zu nehmen. 
Die Fahrerlaubnisbehörde sendet die Füh-
rerscheine über das Kraftfahrt-Bundesamt 
an die entziehende Stelle zurück. 

(2) Nach der Entziehung oder der 
Feststellung der fehlenden Fahrberechti-
gung oder bei Beschränkungen oder Aufla-
gen sind ausländische und im Ausland aus-
gestellte internationale Führerscheine un-
verzüglich der entscheidenden Behörde 
vorzulegen; Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Nach einer Entziehung oder der 
Feststellung der fehlenden Fahrberechti-
gung wird auf dem Führerschein vermerkt, 
dass von der Fahrerlaubnis im Inland kein 
Gebrauch gemacht werden darf. Dies soll 
in der Regel durch die Anbringung eines 
roten, schräg durchgestrichenen „D“ auf ei-
nem dafür geeigneten Feld des Führer-
scheins, im Falle eines EU-Kartenführer-
scheins im Feld 13, und bei internationalen 
Führerscheinen durch Ausfüllung des dafür 
vorgesehenen Vordrucks erfolgen. Im Falle 
von Beschränkungen oder Auflagen wer-
den diese in den Führerschein eingetragen. 
Die entscheidende Behörde teilt die Aber-
kennung der Fahrberechtigung oder die 
Feststellung der fehlenden Fahrberechti-
gung in Deutschland der Behörde, die den 
Führerschein ausgestellt hat, über das 
Kraftfahrt-Bundesamt mit. Die Sätze 1 bis 
5 gelten nicht, sofern es sich um einen 
Führerschein handelt, der in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum ausgestellt 
wurde und dessen Inhaber seinen or-
dentlichen Wohnsitz nicht im Inland hat. 
In den Fällen des Satzes 6 teilt die zu-
ständige Behörde über das Kraftfahrt-
Bundesamt die Aberkennung der Fahrbe-
rechtigung oder die Feststellung der 
fehlenden Fahrberechtigung in Deutsch-
land der zuständigen Behörde des ande-
ren Mitgliedstaats der Europäischen 
Union oder des Vertragsstaats des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum mit, in dem der Inhaber des 
Führerscheins seinen ordentlichen 
Wohnsitz hat, anderenfalls der Behörde, 
die den Führerschein ausgestellt hat. 
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 (2a) Erfolgt die Entziehung der Fahrer-
laubnis durch die erteilende oder eine 
sonstige zuständige ausländische Be-
hörde, so sind ausländische und im 
Ausland ausgestellte internationale Füh-
rerscheine unverzüglich der Fahrerlaub-
nisbehörde vorzulegen und dort in Ver-
wahrung zu nehmen. Die Fahrerlaubnis-
behörde sendet die Führerscheine über 
das Kraftfahrt-Bundesamt an die entzie-
hende Stelle zurück. 

(3) Ist dem Betroffenen nach § 31 
eine deutsche Fahrerlaubnis erteilt worden, 
ist er aber noch im Besitz des ausländi-
schen Führerscheins, ist auf diesem die 
Entziehung oder die Feststellung der feh-
lenden Fahrberechtigung zu vermerken. 
Der Betroffene ist verpflichtet, der Fahrer-
laubnisbehörde den Führerschein zur Ein-
tragung vorzulegen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 59 § 59 

Speicherung von Daten im Fahreig-
nungsregister 

Speicherung von Daten im Fahreig-
nungsregister 

(1) Im Fahreignungsregister sind im 
Rahmen von § 28 Absatz 3 des Straßen-
verkehrsgesetzes folgende Daten zu spei-
chern:  

(1) Im Fahreignungsregister sind im 
Rahmen von § 28 Absatz 3 des Straßen-
verkehrsgesetzes folgende Daten zu spei-
chern:  

1. Familiennamen, Geburtsnamen, sons-
tige frühere Namen, soweit hierzu Ein-
tragungen vorliegen, Vornamen, Or-
dens- oder Künstlernamen, Doktor-
grad, Geschlecht, Tag und Ort der Ge-
burt, Anschrift des Betroffenen, Staats-
angehörigkeit sowie Hinweise auf 
Zweifel an der Identität gemäß § 28 
Absatz 5 des Straßenverkehrsgeset-
zes, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die entscheidende Stelle, der Tag der 
Entscheidung, die Geschäftsnummer 
oder das Aktenzeichen, die mitteilende 
Stelle und der Tag der Mitteilung, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. Ort, Tag und Zeit der Tat, die Angabe, 
ob die Tat in Zusammenhang mit ei-
nem Verkehrsunfall steht, die Art der 
Verkehrsteilnahme sowie die Fahrzeu-
gart, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. der Tag des ersten Urteils oder bei ei-
nem Strafbefehl der Tag der Unter-
zeichnung durch den Richter sowie der 
Tag der Rechtskraft oder Unanfecht-
barkeit, der Tag der Maßnahme nach 
den §§ 94 und 111a der Strafprozess-
ordnung, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. bei Entscheidungen wegen einer Straf-
tat oder einer Ordnungswidrigkeit die 
rechtliche Bezeichnung der Tat unter 
Angabe der angewendeten Vorschrif-
ten, bei sonstigen Entscheidungen die 
Art, die Rechtsgrundlagen sowie bei 
verwaltungsbehördlichen Entscheidun-
gen nach § 28 Absatz 3 Nummer 4, 5, 
6 und 8 des Straßenverkehrsgesetzes 
der Grund der Entscheidung, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. die Haupt- und Nebenstrafen, die nach 
§ 59 des Strafgesetzbuches vorbehal-
tene Strafe, das Absehen von Strafe, 
die Maßregeln der Besserung und Si-
cherung, die Erziehungsmaßregeln, 
die Zuchtmittel oder die Jugendstrafe, 
die Geldbuße und das Fahrverbot, 
auch bei Gesamtstrafenbildung für die 
einbezogene Entscheidung, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. die vorgeschriebene Einstufung als  7. u n v e r ä n d e r t  

a) Straftat mit Entziehung der Fahrer-
laubnis oder mit isolierter Sperre 
mit drei Punkten, 

 

b) Straftat ohne Entziehung der Fahr-
erlaubnis und ohne isolierte 
Sperre oder als besonders ver-
kehrssicherheitsbeeinträchtigende 
Ordnungswidrigkeit mit zwei Punk-
ten oder 

 

c) verkehrssicherheitsbeeinträchti-
gende Ordnungswidrigkeit mit ei-
nem Punkt 

 

und die entsprechende Kennziffer,  
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8. die Fahrerlaubnisdaten unter Angabe 
der Fahrerlaubnisnummer, der Art der 
Fahrerlaubnis, der Fahrerlaubnisklas-
sen, der erteilenden Behörde und des 
Tages der Erteilung, soweit sie im 
Rahmen von Entscheidungen wegen 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten 
dem Fahreignungsregister mitgeteilt 
sind, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. bei einer Versagung, Entziehung oder 
Aberkennung des Rechts, von der 
Fahrerlaubnis im Inland Gebrauch zu 
machen, oder einer Feststellung über 
die fehlende Fahrberechtigung durch 
eine Fahrerlaubnisbehörde der Grund 
der Entscheidung und die entspre-
chende Kennziffer sowie den Tag des 
Ablaufs der Sperrfrist, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. bei einem Verzicht auf die Fahrerlaub-
nis der Tag des Zugangs der Ver-
zichtserklärung bei der zuständigen 
Behörde, sowie der Tag des Ablaufs 
der Sperrfrist, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. bei einem Fahrverbot der Hinweis auf 
§ 25 Absatz 2a Satz 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes und der Tag des Frist-
ablaufs sowie bei einem Verbot oder 
einer Beschränkung, ein fahrerlaubnis-
freies Fahrzeug zu führen, der Tag des 
Ablaufs oder der Aufhebung der Maß-
nahme, 

11. bei einem Fahrverbot der Hinweis auf 
§ 25 Absatz 3 des Straßenverkehrsge-
setzes und der Tag des Fristablaufs 
sowie bei einem Verbot oder einer Be-
schränkung, ein fahrerlaubnisfreies 
Fahrzeug zu führen, der Tag des Ab-
laufs oder der Aufhebung der Maß-
nahme, 

12. bei der Teilnahme an einem Fahreig-
nungsseminar, einem Aufbauseminar, 
einem besonderen Aufbauseminar o-
der einer verkehrspsychologischen Be-
ratung die rechtliche Grundlage, der 
Tag der Beendigung des Seminars, 
der Tag der Ausstellung der Teilnah-
mebescheinigung und der Tag, an dem 
die Bescheinigung der zuständigen Be-
hörde vorgelegt wurde, 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. der Punktabzug auf Grund der freiwilli-
gen Teilnahme an einem Fahreig-
nungsseminar, 

13. u n v e r ä n d e r t  
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14. bei Maßnahmen nach § 2a Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und 2 und § 4 Ab-
satz 5 Satz 1 Nummer 1 und 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes die Behörde, 
der Tag und die Art der Maßnahme so-
wie die gesetzte Frist, die Geschäfts-
nummer oder das Aktenzeichen. 

14. u n v e r ä n d e r t  

(2) Über Entscheidungen und Erklä-
rungen im Rahmen des § 59 Absatz 2 des 
Fahrlehrergesetzes werden gespeichert:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. die Angaben zur Person nach Absatz 1 
Nummer 1 mit Ausnahme des Hinwei-
ses auf Zweifel an der Identität, 

 

2. die Angaben zur Entscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 2, 

 

3. Ort und Tag der Tat,  

4. der Tag der Unanfechtbarkeit, soforti-
gen Vollziehbarkeit oder Rechtskraft 
der Entscheidung, des Ruhens oder 
des Erlöschens der Fahrlehrerlaubnis 
oder der Tag der Abgabe der Erklä-
rung, 

 

5. die Angaben zur Entscheidung nach 
Absatz 1 Nummer 5, 

 

6. die Höhe der Geldbuße,  

7. die Angaben zur Fahrlehrerlaubnis in 
entsprechender Anwendung des Ab-
satzes 1 Nummer 8, 

 

8. bei einer Versagung der Fahrlehrer-
laubnis der Grund der Entscheidung, 

 

9. der Hinweis aus dem Zentralen Fahrer-
laubnisregister bei Erteilung einer 
Fahrlehrerlaubnis nach vorangegange-
ner Versagung, Rücknahme und vo-
rangegangenem Widerruf. 
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(3) Enthält eine strafgerichtliche Ent-
scheidung sowohl registerpflichtige als 
auch nicht registerpflichtige Teile, werden 
in Fällen der Tateinheit (§ 52 des Strafge-
setzbuches) nur die registerpflichtigen Ta-
ten sowie die Folgen mit dem Hinweis auf-
genommen, dass diese sich auch auf nicht 
registerpflichtige Taten beziehen. In Fällen 
der Tatmehrheit (§ 53 des Strafgesetzbu-
ches und § 460 der Strafprozessordnung) 
sind die registerpflichtigen Taten mit ihren 
Einzelstrafen und einem Hinweis einzutra-
gen, dass diese in einer Gesamtstrafe auf-
gegangen sind; ist auf eine einheitliche Ju-
gendstrafe (§ 31 des Jugendgerichtsgeset-
zes) erkannt worden, wird nur die Verurtei-
lung wegen der registerpflichtigen Strafta-
ten, nicht aber die Höhe der Jugendstrafe 
eingetragen. Die Eintragung sonstiger Fol-
gen bleibt unberührt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Enthält eine Entscheidung wegen 
einer Ordnungswidrigkeit sowohl register-
pflichtige als auch nicht registerpflichtige 
Teile, werden in Fällen der Tateinheit (§ 19 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
nur die registerpflichtigen Taten sowie die 
Folgen mit dem Hinweis eingetragen, dass 
sich die Geldbuße auch auf nicht register-
pflichtige Taten bezieht. In Fällen der Tat-
mehrheit (§ 20 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten) sind nur die register-
pflichtigen Teile einzutragen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 61 § 61 

Abruf im automatisierten Verfahren 
nach § 30a des Straßenverkehrsgeset-

zes 

Abruf im automatisierten Verfahren 
nach § 30a des Straßenverkehrsgeset-

zes 

(1) Zur Übermittlung nach § 30a Ab-
satz 1 und 3 des Straßenverkehrsgesetzes 
durch Abruf im automatisierten Verfahren 
dürfen folgende Daten bereitgehalten wer-
den:  

(1) Zur Übermittlung nach § 30a Ab-
satz 1 und 3 des Straßenverkehrsgesetzes 
durch Abruf im automatisierten Verfahren 
dürfen folgende Daten bereitgehalten wer-
den:  
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1. Familiennamen, Geburtsnamen, sons-
tige frühere Namen, soweit hierzu Ein-
tragungen vorliegen, Vornamen, Or-
dens- oder Künstlernamen, Doktor-
grad, Geschlecht, Tag und Ort der Ge-
burt, Anschrift des Betroffenen, Staats-
angehörigkeit sowie Hinweise auf 
Zweifel an der Identität gemäß § 28 
Absatz 5 des Straßenverkehrsgeset-
zes, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Tatsache, ob über die betreffende 
Person Eintragungen vorhanden sind, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Eintragungen über Ordnungswid-
rigkeiten mit den Angaben über  

3. die Eintragungen über Ordnungswid-
rigkeiten mit den Angaben über  

a) die entscheidende Stelle, den Tag 
der Entscheidung und die Ge-
schäftsnummer oder das Aktenzei-
chen, die mitteilende Stelle und 
den Tag der Mitteilung, den Tag 
der Rechtskraft, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Ort, Tag und Zeit der Tat, die An-
gabe, ob die Tat im Zusammen-
hang mit einem Verkehrsunfall 
steht, die Art der Verkehrsteil-
nahme sowie die Fahrzeugart, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) die rechtliche Bezeichnung der Tat 
unter Angabe der anzuwendenden 
Vorschriften, die Höhe der Geld-
buße und das Fahrverbot, 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) bei einem Fahrverbot den Hinweis 
auf § 25 Absatz 2a Satz 1 des 
Straßenverkehrsgesetzes und den 
Tag des Fristablaufs, 

d) bei einem Fahrverbot den Hinweis 
auf § 25 Absatz 3 des Straßenver-
kehrsgesetzes und den Tag des 
Fristablaufs, 

e) die Fahrerlaubnis nach § 59 Ab-
satz 1 Nummer 8, 

e) u n v e r ä n d e r t  

f) die vorgeschriebene Einstufung 
als besonders verkehrssicherheits-
beeinträchtigende Ordnungswid-
rigkeit mit zwei Punkten oder als 
verkehrssicherheitsbeeinträchti-
gende Ordnungswidrigkeit mit ei-
nem Punkt und die entsprechende 
Kennziffer, 

f) u n v e r ä n d e r t  
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4. die Angaben über die Fahrerlaubnis 
(Klasse, Art und etwaige Beschränkun-
gen) sowie  

4. u n v e r ä n d e r t  

a) die unanfechtbare Versagung ei-
ner Fahrerlaubnis, einschließlich 
der Ablehnung der Verlängerung 
einer befristeten Fahrerlaubnis, 

 

b) die rechtskräftige Anordnung einer 
Fahrerlaubnissperre und der Tag 
des Ablaufs der Sperrfrist, 

 

c) die rechtskräftige oder vorläufige 
Entziehung einer Fahrerlaubnis 
und der Tag des Ablaufs der 
Sperrfrist, 

 

d) die unanfechtbare oder sofort voll-
ziehbare Entziehung oder Rück-
nahme sowie der unanfechtbare o-
der sofort vollziehbare Widerruf ei-
ner Fahrerlaubnis, 

 

e) das Bestehen eines rechtskräfti-
gen Fahrverbots unter Angabe des 
Tages des Ablaufs des Verbots, 

 

f) die rechtskräftige Aberkennung 
des Rechts, von einer ausländi-
schen Fahrerlaubnis Gebrauch zu 
machen, und der Tag des Ablaufs 
der Sperrfrist sowie die Feststel-
lung über die fehlende Fahrbe-
rechtigung, 

 

g) die Beschlagnahme, Sicherstel-
lung oder Verwahrung des Führer-
scheins nach § 94 der Strafpro-
zessordnung und 

 

h) der Verzicht auf eine Fahrerlaub-
nis, 
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 jeweils mit den Angaben über die Ge-
schäftsnummer oder das Aktenzei-
chen, die mitteilende Stelle und den 
Tag der Mitteilung, die Rechtsgrundla-
gen sowie den Angaben über die Fahr-
erlaubnis nach § 59 Absatz 1 Nummer 
8 und darüber hinaus bei Buchstaben 
a bis g die entscheidende Stelle, den 
Tag der Entscheidung sowie den 
Grund der Maßnahme oder bei Buch-
stabe h den Tag des Zugangs des Ver-
zichts bei der zuständigen Behörde, 

 

5. die Eintragungen nach § 28 Absatz 3 
Nummer 1 und 2 des Straßenverkehrs-
gesetzes über Entscheidungen der 
Strafgerichte mit den Angaben über  

5. die Eintragungen nach § 28 Absatz 3 
Nummer 1 und 2 des Straßenverkehrs-
gesetzes über Entscheidungen der 
Strafgerichte mit den Angaben über  

a) die entscheidende Stelle, den Tag 
des ersten Urteils oder bei Straf-
befehlen den Tag der Unterzeich-
nung durch den Richter, die Ge-
schäftsnummer oder das Aktenzei-
chen, die mitteilende Stelle und 
den Tag der Mitteilung, den Tag 
der Rechtskraft, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Ort, Tag und Zeit der Tat, die An-
gaben, ob die Tat im Zusammen-
hang mit einem Verkehrsunfall 
steht, die Art der Verkehrsteil-
nahme sowie die Fahrzeugart, 

b) u n v e r ä n d e r t  
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c) die rechtliche Bezeichnung der Tat 
unter Angabe der angewendeten 
Vorschriften, die Haupt- und Ne-
benstrafe, die nach § 59 des Straf-
gesetzbuches vorbehaltene Strafe, 
das Absehen von Strafe, die Maß-
regeln der Besserung und Siche-
rung, die Erziehungsmaßregeln, 
die Zuchtmittel und die Jugend-
strafe, die Geldstrafe, die rechts-
kräftige oder vorläufige Entziehung 
der Fahrerlaubnis und den Tag 
des Ablaufs der Sperrfrist, die An-
ordnung einer Fahrerlaubnissperre 
und den Tag des Ablaufs der 
Sperrfrist, das Bestehen eines 
rechtskräftigen Fahrverbots unter 
Angabe des Ablaufs des Verbots 
sowie die vorgeschriebene Einstu-
fung als Straftat mit Entziehung 
der Fahrerlaubnis oder mit isolier-
ter Sperre mit drei Punkten oder 
als Straftat ohne Entziehung der 
Fahrerlaubnis und ohne isolierte 
Sperre mit zwei Punkten und die 
entsprechende Kennziffer, 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) bei einem Fahrverbot den Hinweis 
auf § 25 Absatz 2a Satz 1 des 
Straßenverkehrsgesetzes oder § 
44 Absatz 3 Satz 1 des Strafge-
setzbuches und den Tag des Frist-
ablaufs, 

d) bei einem Fahrverbot den Hinweis 
auf § 25 Absatz 3 des Straßenver-
kehrsgesetzes oder § 44 Absatz 3 
Satz 1 und 2 des Strafgesetzbu-
ches und den Tag des Fristab-
laufs, 

e) die Angaben über die Fahrerlaub-
nis nach § 59 Absatz 1 Nummer 8, 

e) u n v e r ä n d e r t  

6. die Eintragungen nach § 28 Absatz 3 
Nummer 9 des Straßenverkehrsgeset-
zes über Entscheidungen der Justizbe-
hörden bei Beschlagnahme, Sicher-
stellung oder Verwahrung des Führer-
scheins oder über die vorläufige Ent-
ziehung des Führerscheins nach § 94 
oder § 111a der Strafprozessordnung 
mit den Angaben über die entschei-
dende Stelle, den Tag der Maßnahme 
und die Geschäftsnummer oder das 
Aktenzeichen, die mitteilende Stelle 
und den Tag der Mitteilung und Anga-
ben über die Fahrerlaubnis nach § 59 
Absatz 1 Nummer 8. 

6. u n v e r ä n d e r t  
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(2) Der Abruf darf nur unter Verwen-
dung der Angaben zur Person erfolgen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) § 60 Absatz 1 bis 5 findet entspre-
chende Anwendung. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) (weggefallen) (4) u n v e r ä n d e r t  

(5) (weggefallen) (5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Wegen der Sicherung gegen Miss-
brauch ist § 54 und wegen der Aufzeich-
nungen der Abrufe § 55 anzuwenden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Im Rahmen von § 30 Absatz 7 des 
Straßenverkehrsgesetzes dürfen die in § 
30a Absatz 5 des Straßenverkehrsgeset-
zes genannten Daten aus dem Fahreig-
nungsregister durch Abruf im automatisier-
ten Verfahren den in § 60 Absatz 6 ge-
nannten Stellen in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum übermittelt 
werden. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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 Artikel 4 

Strafprozeßordnung Änderung der Strafprozeßord-
nung 

(StPO) 
Vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 
1074, 1319), die zuletzt durch 
Artikel 13a des Gesetzes vom 
27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 

109) geändert worden ist. 

(StPO) 
Die Strafprozessordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 
1074, 1319), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 7. 
November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 351) geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert:  

§ 111a § 111a 

Vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis Vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis 

(1) Sind dringende Gründe für die An-
nahme vorhanden, daß die Fahrerlaubnis 
entzogen werden wird (§ 69 des Strafge-
setzbuches), so kann der Richter dem Be-
schuldigten durch Beschluß die Fahrer-
laubnis vorläufig entziehen. Von der vorläu-
figen Entziehung können bestimmte Arten 
von Kraftfahrzeugen ausgenommen wer-
den, wenn besondere Umstände die An-
nahme rechtfertigen, daß der Zweck der 
Maßnahme dadurch nicht gefährdet wird. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die vorläufige Entziehung der 
Fahrerlaubnis ist aufzuheben, wenn ihr 
Grund weggefallen ist oder wenn das Ge-
richt im Urteil die Fahrerlaubnis nicht ent-
zieht. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Die vorläufige Entziehung der 
Fahrerlaubnis wirkt zugleich als Anordnung 
oder Bestätigung der Beschlagnahme des 
von einer deutschen Behörde ausgestellten 
Führerscheins. Dies gilt auch, wenn der 
Führerschein von einer Behörde eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union oder 
eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum ausgestellt worden ist, sofern der In-
haber seinen ordentlichen Wohnsitz im In-
land hat. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Ist ein Führerschein beschlag-
nahmt, weil er nach § 69 Abs. 3 Satz 2 des 
Strafgesetzbuches eingezogen werden 
kann, und bedarf es einer richterlichen Ent-
scheidung über die Beschlagnahme, so tritt 
an deren Stelle die Entscheidung über die 
vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis. 

(4) Ist ein Führerschein beschlag-
nahmt, weil er nach § 69 Absatz 3 Satz 2 
oder nach § 69b Absatz 2 Satz 1 des 
Strafgesetzbuches eingezogen werden 
kann, und bedarf es einer richterlichen Ent-
scheidung über die Beschlagnahme, so tritt 
an deren Stelle die Entscheidung über die 
vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis. 

(5) Ein Führerschein, der in Verwah-
rung genommen, sichergestellt oder be-
schlagnahmt ist, weil er nach § 69 Abs. 3 
Satz 2 des Strafgesetzbuches eingezogen 
werden kann, ist dem Beschuldigten zu-
rückzugeben, wenn der Richter die vorläu-
fige Entziehung der Fahrerlaubnis wegen 
Fehlens der in Absatz 1 bezeichneten Vo-
raussetzungen ablehnt, wenn er sie auf-
hebt oder wenn das Gericht im Urteil die 
Fahrerlaubnis nicht entzieht. Wird jedoch 
im Urteil ein Fahrverbot nach § 44 des 
Strafgesetzbuches verhängt, so kann die 
Rückgabe des Führerscheins aufgescho-
ben werden, wenn der Beschuldigte nicht 
widerspricht. 

(5) Ein Führerschein, der in Verwah-
rung genommen, sichergestellt oder be-
schlagnahmt ist, weil er nach § 69 Absatz 
3 Satz 2 oder nach § 69b Absatz 2 Satz 1 
des Strafgesetzbuches eingezogen werden 
kann, ist dem Beschuldigten zurückzuge-
ben, wenn der Richter die vorläufige Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis wegen Fehlens 
der in Absatz 1 bezeichneten Vorausset-
zungen ablehnt, wenn er sie aufhebt oder 
wenn das Gericht im Urteil die Fahrerlaub-
nis nicht entzieht. Wird jedoch im Urteil ein 
Fahrverbot nach § 44 des Strafgesetzbu-
ches verhängt, so kann die Rückgabe des 
Führerscheins aufgeschoben werden, 
wenn der Beschuldigte nicht widerspricht. 

(6) In anderen als in Absatz 3 Satz 2 
genannten ausländischen Führerscheinen 
ist die vorläufige Entziehung der Fahrer-
laubnis zu vermerken. Bis zur Eintragung 
dieses Vermerkes kann der Führerschein 
beschlagnahmt werden (§ 94 Abs. 3, § 98). 

(6) In ausländischen Führerscheinen, 
die weder von einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union noch von einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ausgestellt wurden, ist die vorläufige Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis zu vermerken. 
Bis zur Eintragung dieses Vermerkes kann 
der Führerschein beschlagnahmt werden 
(§ 94 Abs. 3, § 98). 
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§ 268c § 268c 

Belehrung bei Anordnung eines Fahr-
verbots 

Belehrung bei Anordnung eines Fahr-
verbots 

Wird in dem Urteil ein Fahrverbot an-
geordnet, so belehrt der Vorsitzende den 
Angeklagten über den Beginn der Verbots-
frist (§ 44 Abs. 3 Satz 1 des Strafgesetzbu-
ches). Die Belehrung wird im Anschluß an 
die Urteilsverkündung erteilt. Ergeht das 
Urteil in Abwesenheit des Angeklagten, so 
ist er schriftlich zu belehren. 

Wird in dem Urteil ein Fahrverbot an-
geordnet, so belehrt der Vorsitzende den 
Angeklagten in den Fällen des § 44 Ab-
satz 3 Satz 1 und 2 des Strafgesetzbuches 
über den Beginn der Verbotsfrist. Die 
Belehrung wird im Anschluß an die Urteils-
verkündung erteilt. Ergeht das Urteil in Ab-
wesenheit des Angeklagten, so ist er 
schriftlich zu belehren. 

§ 463b § 463b 

Beschlagnahme von Führerscheinen Beschlagnahme von Führerscheinen 

(1) Ist ein Führerschein nach § 44 
Abs. 2 Satz 2 und 3 des Strafgesetzbuches 
amtlich zu verwahren und wird er nicht frei-
willig herausgegeben, so ist er zu be-
schlagnahmen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ausländische Führerscheine kön-
nen zur Eintragung eines Vermerks über 
das Fahrverbot oder über die Entziehung 
der Fahrerlaubnis und die Sperre (§ 44 
Abs. 2 Satz 4, § 69b Abs. 2 des Strafge-
setzbuches) beschlagnahmt werden. 

(2) Ausländische Führerscheine kön-
nen zur Eintragung eines Vermerks über 
das Fahrverbot oder über die Entziehung 
der Fahrerlaubnis und die Sperre (§ 44 
Abs. 2 Satz 4, § 69b Absatz 2 Satz 2 des 
Strafgesetzbuches) beschlagnahmt wer-
den. 

(3) Der Verurteilte hat, wenn der Füh-
rerschein bei ihm nicht vorgefunden wird, 
auf Antrag der Vollstreckungsbehörde bei 
dem Amtsgericht eine eidesstattliche Versi-
cherung über den Verbleib abzugeben. § 
883 Abs. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung 
gilt entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

 Artikel 5 

 Inkrafttreten 

 Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: 
Datum des ersten Tages des vierten auf 
die Verkündung folgenden Monats] in Kraft. 
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